
2. Sind Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie dahin
gehend auszulegen, dass ein Zeichen, das die Aufmachung 
wiedergibt, in der sich die Dienstleistung verkörpert, als 
Marke eintragungsfähig ist? 

3. Ist Artikel 2 der Richtlinie dahingehend auszulegen, dass das 
Erfordernis der grafischen Darstellbarkeit erfüllt ist allein 
durch eine zeichnerische Darstellung, oder mit Ergänzungen 
wie einer Beschreibung der Aufmachung oder absoluten 
Größenangaben im Metermaß oder relativen mit Proporti
onsangaben? 

4. Ist Artikel 2 der Richtlinie dahingehend auszulegen, dass 
sich der Schutzumfang der Einzelhandelsdienstleistungs
marke auch auf die vom Einzelhändler selbst produzierten 
Waren erstreckt? 

( 1 ) Richtlinie 2008/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2008 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Marken, ABl. L 299, S. 25. 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 26. Juli 2013 — Ministero 
dell'Economia e delle Finanze und AAMS/Yesmoke 

Tobacco 

(Rechtssache C-428/13) 

(2013/C 313/16) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelkläger: Ministero dell'Economia e delle Finanze, Am
ministrazione Autonoma di Monopoli di Stato (AAMS) 

Rechtsmittelbeklagte: Yesmoke Tobacco SpA 

Vorlagefrage 

Stehen Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 95/59/EG vom 27. Dezem
ber 1995 ( 1 ) und Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 11/64/EU vom 21. 
Juni 2011 ( 2 ), wonach der Satz der proportionalen Verbrauch
steuer bzw. der Satz der Ad-Valorem-Verbrauchsteuer ebenso 
wie der Betrag der spezifischen Verbrauchsteuer „für alle Ziga
retten gleich sein“ müssen, einer nationalen Regelung wie Art. 
39octies Abs. 4 des Decreto legislativo Nr. 504 vom 26. Ok
tober 1995 (in der durch Art. 55 Abs. 2bis Buchst. [c] des 
Decreto-legge Nr. 78 vom 31. März 2010 geänderten Fassung, 
mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 122 vom 30. 

Juli 2010) entgegen, wonach die Verbrauchsteuer auf Zigaretten 
mit einem Endverkaufspreis, der unter dem für Zigaretten der 
meistverkauften Preisklasse liegt, 115 % des Grundbetrags be
trägt und dadurch zu einer Verbrauchsteuer zu einem spezi
fischen festen Mindestsatz für Zigaretten einer niedrigeren Preis
klasse führt und nicht zu einem für Zigaretten aller Preisklassen 
geltenden Mindestbetrag der Verbrauchsteuer, der nach Art. 16 
Abs. 7 der Richtlinie 95/59 und Art. 14 Abs. [1] der Richtlinie 
11/64 zulässig ist? 

( 1 ) Richtlinie 95/59/EG des Rates vom 27. November 1995 über die 
anderen Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer 
(ABl. L 291, S. 40). 

( 2 ) Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 21. Juni 2011 über die Struk
tur und die Sätze der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren (ABl. L 176, 
S. 24). 

Rechtsmittel, eingelegt am 1. August 2013 von der 
Europäischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts 
(Erste Kammer) vom 17. Mai 2013 in der Rechtssache 
T-146/09, Parker ITR Srl und Parker-Hannifin 

Corp./Kommission 

(Rechtssache C-434/13 P) 

(2013/C 313/17) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (Prozessbevoll
mächtigte: S. Noë, V. Bottka, R. Sauer) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Parker ITR Srl und Parker-Hannifin 
Corp. 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil aufzuheben, soweit es die Entscheidung für nichtig 
erklärt und die Geldbuße abändert; 

— die Klage vollständig abzuweisen; 

— den Klägerinnen sämtliche Kosten dieses Verfahrens und des 
Verfahrens im ersten Rechtszug aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission stützt ihr Rechtsmittel auf zwei Gründe und 
beantragt, das Urteil teilweise aufzuheben, soweit es die Ent
scheidung in der Sache COMP/39406 — Marineschläuche für 
nichtig erklärt und die Geldbuße abändert.
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Mit dem ersten Rechtsmittelgrund wird gerügt, dass dem Ge
richt ein Rechtsfehler unterlaufen sei, als es die Rechtsprechung 
zur wirtschaftlichen Nachfolge innerhalb eines Konzerns und 
die Rechtsprechung zum Haftungsübergang zwischen Nachfol
geunternehmen unberücksichtigt gelassen bzw. unrichtig ange
wandt habe. Indem es die Übertragung von Aktiva von ITR auf 
Parker ITR (zum damaligen Zeitpunkt ITR Rubber) (innerhalb 
des Saiag-Konzerns) und das anschließende Aktiengeschäft 
(Übertragung von Beteiligungen an Parker ITR von Saiag auf 
Parker-Hannifin) miteinander in Zusammenhang gebracht habe, 
habe das Gericht zu Unrecht eine Übertragung des rechtswidrig 
agierenden Geschäftsbereichs zwischen Konzernen von Saiag an Par
ker-Hannifin angenommen. Das Gericht habe fehlerhaft alleine 
aus der wirtschaftlichen Kontinuität auf einen möglichen Haf
tungsübergang zwischen den unabhängigen Unternehmen Saiag 
und Parker-Hannifin geschlossen, da dies die bereits abgeschlos
sene konzerninterne wirtschaftliche Nachfolge auf Parker ITR un
berücksichtigt lasse. Damit beruhe das Urteil auf subjektiven 
Absichten, nämlich darauf, dass die Eingliederung des Geschäfts
bereichs Marineschläuche in Parker ITR Teil eines Plans gewesen 
sei, die Beteiligungen an dieser Tochtergesellschaft an Dritte zu 
verkaufen. Indes stünden solche Absichten der Beteiligten einer 
Übertragung der Rechtsprechung zur konzerninternen wirt
schaftlichen Nachfolge (Urteile Aalborg Portland u. a./Kommis
sion, C-204/00 P, ETI u. a., C-280/06, ArcelorMittal Luxem
bourg/Kommission, C-201/09 P und C-216/09 P, Versalis, 
C-511/11 P, Jungbunzlauer/Kommission, T-43/02, ArcelorMittal 
Luxembourg u. a./Kommission, T-405/06) nicht entgegen, wo
nach eine wirtschaftliche Nachfolge bei einer Übertragung inner
halb eines Konzerns stattfinde, soweit „strukturelle Beziehungen“ 
zwischen dem Veräußerer (hier Saiag/ITR) und dem Erwerber 
(hier Parker ITR) bestünden. Überdies bestehe in rechtlicher 
Hinsicht ein Unterschied zwischen einer Übertragung von Ak
tiva und der Übertragung einer juristischen Person. In letzterem 
Fall hafte die veräußerte Einheit selbst für jegliche Rechtsverlet
zung vor der Übertragung; dies könne eine Haftung als wirt
schaftliche Nachfolgerin in Aktiva mit einschließen, die zu ei
nem Zeitpunkt auf die Einheit übertragen worden seien, als 
diese noch Teil des zu widerhandelnden Unternehmens gewesen 
sei. Der Umstand, dass auch andere Teile des Unternehmens 
haftbar gemacht werden könnten (wenn auch im vorliegenden 
Fall kein Bußgeld gegen sie verhängt werden könne), schließe es 
nicht aus, die veräußerte Tochtergesellschaft Parker ITR als wirt
schaftliche Nachfolgerin haftbar zu machen. 

Mit dem zweiten Rechtsmittelgrund wird gerügt, das Gericht 
habe in Ausübung seiner Befugnis zu unbeschränkter Ermes
sensnachprüfung ultra petita geurteilt und für das Mutterunter
nehmen Parker Hannifin zu Unrecht den Erhöhungssatz der 
Geldbuße nach Maßgabe der Dauer um 100 000 Euro herab
gesetzt. Weder die tatsächliche Dauer ihrer Beteiligung an der 
Rechtsverletzung noch der entsprechende Faktor für deren Be
rücksichtigung bei der Berechnung der Geldbuße seien durch 
Parker-Hannifin (oder durch Parker ITR) in Frage gestellt wor
den. Auch wenn Parker-Hannifin mit Erfolg den erschwerenden 
Umstand der Anführerrolle beanstandet habe, woraufhin das 
Gericht die Geldbuße abgeändert habe, eröffne dies dem Gericht 
nicht die Möglichkeit — auch nicht in Ausübung seiner Befug
nis zu unbeschränkter Ermessensnachprüfung —, andere As
pekte der Geldbuße (hier den Faktor für die Dauer), abzuändern, 
die die Klägerin nicht gerügt habe. 

Vorabentscheidungsersuchen des Handelsgerichts Wien 
(Österreich) eingereicht am 5. August 2013 — Pez 

Hejduk gegen EnergieAgentur.NRW GmbH 

(Rechtssache C-441/13) 

(2013/C 313/18) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Handelsgericht Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Pez Hejduk 

Beklagte: EnergieAgentur.NRW GmbH 

Vorlagefrage 

Ist Artikel 5 Nr. 3 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates 
vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen ( 1 ) dahin auszulegen, dass in einem 
Rechtsstreit über die Verletzung urheberrechtlicher Leistungs
schutzrechte, die dadurch begangen worden sein soll, dass ein 
Lichtbild auf einer Website abrufbar gehalten wurde, wobei die 
Website unter der Top-Level-Domain eines anderen Mitglieds
staates als jenes betrieben wird, in welchem der Rechtsinhaber 
seinen Wohnsitz hat, eine Zuständigkeit nur 

— in jenem Mitgliedsstaat begründet ist, in welchem der an
gebliche Verletzer seine Niederlassung hat; sowie 

— in jenem/n Mitgliedsstaat(en), auf welche(n) die Website ih
rem Inhalt nach ausgerichtet ist? 

( 1 ) ABl. 2001, L 12, S. 1 

Rechtsmittel, eingelegt am 7. August 2013 von Delphi 
Technologies, Inc. gegen das Urteil des Gerichts erster 
Instanz (Sechste Kammer) vom 6. Juni 2013 in der 
Rechtssache T-515/11, Delphi Technologies, 
Inc./Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 

Muster und Modelle) (HABM) 

(Rechtssache C-448/13 P) 

(2013/C 313/19) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Delphi Technologies, Inc. (Prozessbevoll
mächtigte: Rechtsanwälte C. Albrecht und J. Heumann)
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